
Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den 
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Energie, 
und Landesplanung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Georg Fortmeier Md L 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Sachstandsbericht zur Umsetzung der Handlungsempfehlungen 
der Enquetekommission "Zukunft von Mittelstand und Handwerk" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Handlungsempfeh­

lungen der Enquetekommission "Zukunft von Mittelstand und Handwerk" 

aus der 16. Wahlperiode umzusetzen. In Handlungsempfehlung 1 wird 

unter anderem eine regelmäßige Berichterstattung an das Parlament 

empfohlen. 

Am 27. März 2018 fand das erste "Spitzengespräch Handwerk" statt, in 

dem der beigefügte Sachstandsbericht zur Umsetzung der Handlungs­

empfehlungen gemeinsam abgestimmt wurde. Er bezieht sich auf Emp­

fehlungen, die die Landesregierung bereits umgesetzt hat, bzw. deren 

Umsetzung konkret eingeleitet worden ist. Nicht aufgeführt sind Empfeh­

lungen, die das Handwerk in eigener Zuständigkeit bereits umgesetzt 

hat. 

26. April 2018 
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Aktenzeichen 

(bei Antwort bitte angeben) 

Telefon 0211 61772-0 

Dienstgebäude und Lieferan­
schrift: 
Berger Allee 25 
40213 Düsseldorf 

Telefon 021161772-0 
Telefax 0211 61772-777 
poststelle@mwide.nrw.de 
www.wirtschaft.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
Straßenbahnlinien 706, 708, 
709 bis Haltestelle Poststraße 



Als Anlage übersende ich Ihnen 60 Exemplare mit der Bitte, diese an 

die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Energie und Landespla­

nung weiterzuleiten. 

M~ freundlichen Grüßen J 
Prof. D . Andreas Pinkwart 
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Spitzengespräch, Handwerk 

27. März 2018 

. Sachstandsbericht zur Umsetzung der 
. , 

Handlungsempfe'hlungender Enquetekomm,ission . 

"Zukunft von Mittelst~nd und Handwerktl 

Digitalisierungsoffensive Handwerk NRVV 

Die Landesregierung hat die Handlungsempfehlungen des Enqüetebe­
richts Illukunft von Handwerk und Mittelstand" aufgegriffen und macht sie 
zur Grundlage ihrer Handwerkspolitik. Für die Umsetzung der Ernpfehll:ln­
gen haben die Handwerksorganisationen 'und dc;ts Ministerium für' Wirt­
schaft; Innovation, Digitalisierung und Energi~ des' Landes Nordrhein­
Westfalen (MWIDE), das innerhalb der Landesregierung die Koordinie- .. 
rungsfunktion innehat, gemeinsame Arbeitsstrukturen eingerichtet. 

Zur' Begleitung .der Umsetzungwu~de die Einrichtung eineS "Spitzenge­
spräch Handwerk NRW" verabredet, dem 'auch die Berichterstattung ge­
ge,nuber Öffentlichkeit und Parlament obliegt. Der Termin für das ~rste 
Spitzengespräch Handwerk ist der 27. ,März 2018. 

Das "Spitzengespräch Handwerk NRW" übernimmt die Aufgabe des 
nRunden Tisches" laut Handlungsempfehlung 1 des Berichtes der En­
quetekommission. Im Spitzengespräch vertreten sind der Mir;1ister für Wirt­
schaft, Innovation, Digitalislerung und Energie, Prof. Dr. Andreas Pink­
wart, der Präsident von HANDWERK.NRW, Andreas Ehlert, der Präsi-

. , 

dent des Westdeutschen Handwerkskamme~ages, Hans Hund, der Prä-
sipent des Unternehmerverband.Handwerk NRW, Hans-Joachim Hering" 
der Arbeitnehmer-Vizepräsident 'des Westdeutschen Handwerkskammer­
tages, Felix Kendziora, sowie der Hauptgeschäftsführer des Westdeut-
'schen Handwerkskammertags, Reiner Nolten~ . 

,Gemeinsam 'veröffentlichen die Handwerksorganisationen und das MWI.:. 
OE die folgende Erklärung zum Stand der Umsetzung der Handlungsemp­
fehlungen der Enquetekommission "Zukunft von Handwerk und Mittel­
stand": 
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Zukunftsorientierung: 

Digitalisierungsoffensive Handwerk NRW 

Das nordrhein-westfälische Handwerk steht· vor großen Herausforderungen: 
Aktuell tritt hierzu der Fachkräftemangel im Handwerk als starke Wachstums­
und Beschäftigungsbremse besonders hervor. Land und Handwerksorganisati­
on wollen deshalb die duale Ausbildung und die qualifizierte Weiterbildung im 
Handwerk deutlich stärken, und so die Attraktivität der Branche und seiner Ar­
beitsplätze sichern. Weitere Aufgaben stellen sich in der Handwerksförderung 
und der Entbürokratisierung. 

Die wohl größte Herausforderung, der sich die Handwerksunternehmen gegen­
wärtig stellen müssen, ist die Digitalisierung. Deshalb hebt diese Bilanz zur 
Umsetzung der Enqueteempfehlungen diesen Aspekt in den Vordergrund. Da­
mit entspricht sie dem Geist der Empfehlungen der Enquetekommission "Zu­
kunft von Handwerk und Mittelstand", die bei allen vielfältigen Detailaspekten 
die Digitalisierung der Wirtschaft als eine zentrale Aufgabe hervorhob. 

Die Beteiligen des Spitzengesprächs Handwerk sehen es als ihre Aufgabe an, 
die Chancen der Digitalisierung für neue Produktionsverfahren und Geschäfts­
modelle im Handwerk nutzbar zu machen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu ver­
bessern. Zu diesem Zweck haben sie eine IIDigitalisierungsoffensive Handwerk 
NRW" verabredet. 

1. Digitalisierungsoffensive Handwerk NRW 

Das Gesamtpa.ket der IIDigitalisierungsoffensive Handwerk NRW" enthält die 
folgenden Elemente: 

- Das neue Projekt "Handwerk-DigitaI.NRW" soWWerkstatt und Netzwerk 
für die Digitalisierung des Handwerks werden, für das 2018 bis 2020 eine 
Million Euro an Fördermitteln bereit stehen. Diese Maßnahme entspricht 
der Schaffung eines "Schaufensters Digitalisierung im Handwerk" ent­
sprechend der Handlungsempfehlung 12, soll aber auch weitere Aspekte 
der Information und Beratung zur 'Digitalisierung in Handwerk Hand­
lungsempfehlungen 12 bis 15, 20) umsetzen. 

- Der neue IIlnnovationspreis Handwerk NRW" soll alle zwei Jahre verge­
ben werden und u.a. einen Preis in Höhe von 10.000 Euro für herausra­
gende Digitalisierungserfolge in einem Handwerksunternehmen enthal­
ten (keine Handlungsempfehlung der Enquetekommission). 

- Das Netzwerk der BIT-Berater (Berater für Innovation und Technologie) 
wird bereits seit 2017 aufgebaut und soll nun noch verstärkt das Thema 
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Digitalisierung an die Unternehmen herantragen (Hand\ungsempfehlun-
gen 12 und 48). . 
Der (allgemeine) lnnov<;itionsgutschein des MWIDE wird um handwerks­
spezifische Förderkriterien erweitert, so 'dass die von der Enquetekom­
mission geforderte N'eueinführung des InnovationsGutscheins Handwerk 
nicht weiter zu verfolgen ist. Diese' Vorgehensweise verhindert nicht nur 
eine neue Bürokratie, sondern führt die Handwerksunternehmen auch 

, näher an das Gesamtangebot des Innovationsgutscheins (insbesondere 
auch den Innovationsgutschein Digitalisierung) heran (Handlungsemp­
fehlung 12). 
Digitalisierungsinvestitionen von Unternehmen sollen durch Finanzie­
rungs- und Bürgschaftsangebote von NRW-Förderinstitutionen vorange­
trieben werden. Entsprechend wurde das neue Beteiligungsprogramm 
Handwerk ("KBG Zukunft Handwerk' NRWU

) von der Bürgschaftsbank 
NRW und dem H~ndwerk entwickelt. Es wurden in der Anlaufphase be­
reits vier Fälle bei der Bürgschaftsbank beraten (Handlungsempfehlung 

51 )" 
Eine Grundlage zur Verbesserung der technischen Ausstattung und da­
mit für die Umsetzung digitaler Lernformate in Bildungszentren wurde 
mittels einer Verdopplung der Landesfördermittel um zwei M,illionen Euro 
auf vier Millionen Euro geschaffen (Handlungsempfehlung 12) .. 

Weitere Maßnahmen zum Netzausbau und E-Government 

Die Empfehlung des flächendeckenden Ausbaus der Netzinfrastruktur 
(Handlungsempfehlung 2), vorrangig für Gewerbestandorte und vorrangig 
mit Glasfasertechnik, entspricht den Zielen, die die La-ndesregierung in 
Übereinstimmung mit dem Handwerk mit ihrer Digitalisierungsstrategie 
verfolgt. Dazu sollen alle dafür verfügbaren Mittel von EU, Bund und Land 
eingesetzt werden. 

Oie Enquetekommis'sion empfi"ehltdie Schaffung von Schnittstellen zur 
Digitalisierung im Zuge von E-Government bei Land und Kommunen,im 
Entfesselungspaket I wurde daher die elektronische Übermittlu~g der Ge­
werbeanmeldung vorgesehen (Handlurigsempfehlungen 9 und 75). 

2. Empfehlungen zu Wettbewerb und Wirtschaftspolitik 

Bürokratieabbau und Flexibilisierung 

Den verschiedenen Empfehlungen zum Bürokratieabbau in Kapitel 2 hat 
die Landesregierung vor allem durch bisher zwei lIEntfesselungspakete" 
entsprochen (Handlungsempfehlungen39, 40 u0d weitere). Innerhalb von 
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sechs Monaten hat das Kabinett insge,samt 39 Gesetzes- und Verord­
nungsentwürfe sowie sonstige administrative Vorhaben zum Abbau unnö­
tiger und belastender Regelungen für die WirtsChaft des Lande~ beschlos­
sen. Dazu gehören unter anderem die geplanten Erleichterungen 'für die 
Wirtschaft bei der Anpassung des Tariftreue- und Vergabegesetzes', ein­
schließlich der Einführung der' elektronischen Abwicklung des gesamten 

" Beschaffungsvorgangs und der Anbindung der Beschwerde- und Nachprü­
fungsinstanzen, die Abschaffung des lIKontroliergebnis-Transparenz­
Gesetz", besser bekannt als ,!Hygiene-Ampel", die, Einführung der oben 
bereits genannten elektronischen Gewerbeme'ldung oder auch' verlässli.:. 
che Rahmenbedingungen für Kunden, Handel, ,Kommunen und die be­
troffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen der Novelle 
des Ladenöffnung~gesetzes. 

Durch die flächendeckende Einführung der E-~echnung wird die Kommu-, ' 
'nikation zwischen Wirtschaft und Verwaltung einfacher, schneller und digi­
taler, somit können auch die Zahlungsz!ele öffentlicher Auftraggeber ge­
genüber mittelständischen Auftragnehmern schneller erfüllt werden (Hand­
lungsempfehlung 37). ' 

Im Rahmen des Entfesselungspaket 11 wird auch der Empfehlun'g nach 
einer stärkeren, Verfolgung der Schwarzarbeit durch die Kommunen ent­
sprochen (Handlungsempfehlungen 31, 44). In einem ersten Schritt wird 
die \lernetzurig der beteHigtenBehörden untereinander deutlich effizienter, 
klarer und einfacher,gestalt~t werden. Ziel ist eine landesweite' Datenbank, . 
durch die die Zusammenarbeit der ermittelnden Beamten gestärkt, Syne'r­
gieeffekte erzielt, Verfa~ren aus mehreren Kommunen gebündelt und so ' 
auch Vollzugsdefizite abgebaut werden können. 

Förderung' von Handwerk und ,Mittelstand 

Die Landesregierung hat in drei Ressorts fast 13 Millionen Euro an aus­
schließlicher Handwerksförderung etatisiert. (Einen, Überblick gibt der 
Handwerksbericht, Basis 2016). Die größten EInzeimaßnahmen sind die 
Me!stergründungsprämie, mit der Handwerksmeisterinnen und -meistern 
derWeg in die Selbständigke!t erleichtert werden soll, und die Förderung' 
der BHd~ngsstätten des Handwerks. Entsprechend der Handlungsempfeh­
lungen $ollen die bestehenden Fördermaßnahmen erhalten und gegebe­
nenfalls ausgeweitet werden' (vor allem Handlungsempfehlungen 48, 49 ' 
und 51). 

Das Land beteiligt sich weite'rhin mit circa einer Million Euro Fördermi:tteln 
an den Betriebsberatungsstellen des Handwerks (organisationseigene 
Beratung) ,die die Handwerksbetriebe und Gründerinnen bzw. Gründer bei 
allen Fragen der Unternehmensführung, der strategischen Weiterentwick-
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lung und bei Innovationstätigkeiten beraten (Handlungsempfehlung 48). 
Auch die Wiedereinführung des früheren "Wachstumsscheck" für Fortbil­
dung und Beratung zur Steigerung der Kompetenzen in der Unterneh­
mensführung und der Wachstumsorientierung wird unter neuem Namen in 
diesem Jahr erfolgen (Handlungsempfehlung 49). 

Die Rolle der Startercenter als ersten Anlaufpunkten für .GrÜnderinnen und 
Gründern auch aus dem Handwerk wird weiter gestärkt werden. Die Über­
tragung der Zuständigkeit für Gewerbeanzeigen auf Industrie- und Han­
delskammern sowie Handwerkskammern, die nun neben Gewerbeämtern 
ebenfalls Gewerbeanzeigen entgegen nehmen dürfen, ist zwischenzeitlich 
realisiert worden. Für Gründerinn'en und Gründer bedeutet dies, dass 
Dienstleistungen bei den Kammern gebündelt werden und dadurch eine 
AnlaufsteIle im Gründungsprozess entfällt. Die Vorgabe an die Kammern, 
den Prozess der Gewerbeanzeige voll elektronisch und medienbruchfrei 
abzubilden, entspricht dem digitalen Zeitgeist und entlastet Gründerinnen 
und Gründer noch einmal zusätzlich. 

Bei der anstehenden initiative zur Finanzierung der Digitalisierung des 
Mittelstands wird der Empfehlung entsprochen, dass die Förderbanken bei 
der Planung von Förderprogrammen noch systematischer mit den Bera­
tungsinstitutionen der Wirtschaft zusammenwirken sollen (Handlungsemp­
fehlung 51). Es wird eine Beratungskomponente geben, die insbesondere 
die spezialisierten Einrichtungen des Landes miteinander vernetzt. 

Mit der empfohlenen Evaluierung des Mittelstandsförderungsgesetzes 
(Handlungsempfehlung 22) mit dem Ziel, seine Wirksamkeit und Verbind­
lichkeit zu erhöhen, wurde im Dezember 2017 begonnen. Die Ergebnisse 
werden in Kürze vorliegen. Insbesondere in Bezug auf die Arbeit der Clea­
ringstelle werden aus der Evaluierung Vorschläge zu ihrer verbesserten 
Wirksamkeit erwartet. 

Nachhaltigkeit und Bauplanung 

Um wie empfohlen, Klimaschutz, Energieeinsparung, Ressourcenscho­
nung und andere ökologisch-soziale Nachhaltigkeitskriterien bei der Grün­
dungs- und Innovationsförderung stärker zu implementieren (vor allem 
Handlungsempfehlung 69), flossen entsprechende Kriterien bereits in den 
Gründerpreis NRW ein und sollen unter anderem auch beim neu aufgeleg­
ten Innovationsgutschein eine wichtige Rolle spielen. Damit Handwerksbe­
triebe gezielt einen höheren Anteil ihres Stromverbrauchs durch erneuer­
bare Energien (Handlungsempfehlung 60), stehen ihnen Berater im "Inno­
vationscluster Handwerk" (lC-H) für den Themenbereich "Klima- und res­
sourcenwirksame Nachhaltigkeit" zur Verfügung. 
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Die Enquetekommission empfahl zu prüfen, ob u.a. im Bau-, und, Pla­
nungsrecht verzichtbare Standards bestehen, die das Bauen verteuern 
und verlangsamen (Handlungsempfehlung 39). Dem ist die Landesregie- , 
rung durch die Aussetzung der von der alten Landesregierung ~eplanten 
Landesbauordnung gefolgt, so dass die Gelegenheit ~esteht, die Hinweise 
aus der Enquete-Kommission oder auch aus' der Sten~ngnahme der CI.ea­
ringstelle Mittelstand a~fzunehmen. 

3. Empfehlungen zu Arbeitswelt. und' Arbeitsmarkt 

Die Empfehlungen zu diesem Themenfeld richten sich zum größten Teilen 
, an die Sozialpartner im Handwerk selbst und werden daher hier nicht auf­
geführt, oder an die Bu.ndesregierung (siehe ~unkt 5). 

Die aktuell gute konjunkturelle Lage des Handwerks lenkt den Blick auf 
den bereits evidenten Fachkräftemangel. Handwerksorganisationen und 
Landesregierung rücken daher' im' Sinne der Handluhgsempfehlungen 
Fachkräftesicherung, Arbeitsbedingungen' und Tarifpartnerschaft ebenfalls 
in den FOkus ihrer Aktivitäten. 

Gerade für kleine und mittlere Unte(nehmen, wie sie tür das Handwerk 
typisch sind., stellt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf .eine immer 
größere Herausforderung dar un~ wird auch zu einem zentr.alen Kriterium 
der Fachkräftesicherung (Han9lungsemptehlungen 92 und 93). Daher ent­
spricht es auch den Empfehlungen der Enquetekommission, wenn' die 
Landesregi~rung die Rahmenbedingungen für die .Kin~ertagesbetreuung 
und Kinde'rtagespflege strukturell verbessert und zum Beispiel mit dem 
llKita-Träger-Rettungspaket" wichtige Schritte auf diesem Weg veranlasst 
hat. Aber auch die Handwerksorganisation unterstützt betriebliche Kqope­
rationen und innovative Maßnahmen zur Bereitstellung von Kinderbetreu­
ungsplätzen. So hat die erste Kreishandwerkerschaft in Rheine die Trä-· 
gerschaft einer ~roßtagespflegestelle zur U3-Betreuung übernommen. 

Die ~nquetekommission empfiehlt, dass das betriebliche Gesundheitsma­
nagement als. ein.e altersgerechte gesundheitliche Begleitung der Arbeit 
erfolgt. D~rartige Maßnahmen werden in dem Themenbereich IlAnpassung 
an veränd,erte Altersstrukturen" im Rahmen des Innovationsclusters 
Handwerk (IC-H) gefördert und unterstützt (Handlungsempfehlung 100). 

4. Empfehlungen zu Bildung l:Ind Qualifizierung 

Sowohl im Koalitionsvertrag, als auch in der Re~ierungserklärung hat die 
Landesreg.ierung deutlich gemacht, dass sie die berufliche Bildun.g stärker 
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ins Blickfeld rücken und das weltweit beispielgebende System der dualen 
. Ausbildung weiter. stärken. möchte. Um den glöbalisierten und. digitalen 

Herausforderungen entsprechen zu können, braucht das Handwerk Be­
dingungen für eine qualifizierte Aus-und Weiterbildung, die für Führungs­
aufgaben auch akademische Element~ mit in den Blick nehmen sollte. 

Schulfach Wirtschaft 
. . . . . 

Die neue Landesregierung wird an allen allgemeinbildenden weiterführen-
den Schulen da~ Schulfach "Wirtschaft" etablieren bzw. stärken, um. 
Kenntnisse der Wirtschaftsordnung ebenso wie Aspekte der Verbraucher- . 
bildung' zu vermitteln. Das entspricht ebenfalls den Empf~hlungen (Hand­
lungsempfehlung '119). Bei der Vorbereitung des neunjährigen Bildungs­
ganges am Gymnasium erfolgt dies bereits im Rahmen der laufenden . 
Lehrplanentwicklung auf der Grundlage des bisher bestehenden Faches 
.Politik/Wirtschaft. Mit dem Fach Wirtschaft verbunden sind dann auch ent­
sprechende Änderungen in der Lehramtsausbildung, bei den Fortbildun~ 
gen und den Unterstützungsmaßnahmen für die Lehr~rinnen und Lehrer . 
notwendig. In den Bildungsgängen des Berufskollegs· ist die Abschlussfä­
higkeit für die Absolventinnen und Absolventen aus den allgemeinbilden-
'den Schulen für das Fach Wirtschaft curricular bereits gesich~rt. 

Stärkung der dualen Berufsausbildung 

Die Landesregierung verfolgtverschiedene Maßnahl"Den zur Stärkung der 
dualen Berufsausbildung im . Sinne der empfohlene~ Attraktivitätssteig~­
rung und der Verbesserung der Gleichwertigkeit mit akademischen Aus­
bildungsgängen (vor allem Handlungsempfehlungen 136). Die Möglichkei­
ten, gleichzeitig mit dem Berufsabschluss im Rahmen der dualen Berufs­
ausbildung auch höhere allgemeinbildende Abschlüsse zu erzielen, wur­
den systematisch ausgeweitet. So gibt es die Möglichkeit, zusammen mit 
dem Berufsabschlussdie Fachhochschulreife zu 'erwerben. Im Konsens 
mit den Handwerksorganisationen . wurde zum Schuljahr 2017/18 zudem' 
die Umsetzung des Modells "Duale Ausbildung plus Abitur" als Sch.l:1lver­
such an einem Standort angeboten (Handlungsempfehlung 149). Dieses 
Angebot kam kurzfristig nicht zustande, soll aber im kommengen Schuljahr 
erneut angeboten werden. Gleichzeitig kann das Modell' des integrierten 
Erwerbs der Fachhochschulreife in den Fachklassen des dualen Systems 
"Duale Ausbildung plus FH~" in Verbindung mit der:n anschließenden Be­
such der. FOS 13 zum Erwerb der. Allgemeinen Hochschulreife genutzt 
werden. 
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Zur Standortsicherung vor allem i.m ländlichen R~~m kann die Fachklas­
senbildung zunehmend flexibler gestaltet werden. So kann· unter anderem 
die Beschulung von Ausbildungsberufen in Fachklassen in Kooperation 
zwisChen zwei oder mehreren Berufskollegs erfolgen. 

Für die überbetriebliche Ausbildung inden Bildungseinrichtungen der 
Wirtschaft wurde außerdem der Haushaltsansatz (EP MAGS) für Investiti­
onen in die Ausstattungen und Kapazitäten von zwei auf vier Millionen Eu­
ro verdoppelt (Handlungsempfehlung 162). Weitere Schritte zum Ausbau 
und Modernisierung der wirtschaftseigenen Bildungsk~pazitäten werden 
folgen. 

Integration von geflüchteten Jugendlichen· 

Die Enquetekommission empfiehlt der Landesregierung, den Ausbau von 
Angeboten zur beruflichen Integratioh' von Geflüchteten in Nordrhein­
Westfalen zu unterstützen (Handlungsempfehlung 125, '126, 130). Die Bil­
dungsangebote des Landes Nordrhein-Westfalen für· nicht mehr schul­
pflichtige geflüchtete Jugendliche über 18 Jahre, wie Fit für Mehr (FFM), 
das bedarfsorientiert angebotene Förderzentrum für Flücht!inge (FfF) , so­
wie die Angebote der Weiterbildungskollegs werden zur Zeit nicht im vol­
len Umfang genutzt Die Landesregierung wird eine verpflichtende Bil­
dungsmaßnahme für Flüchtlinge über 18 Jahren im Rahmen der rechtli­
chen Möglichkeiten einführen, was jedoch eine sorgfältige Prüfung erfor­
dert. 111 2017 wurde ber~its das Angebot "KAoA-kompakt<' eingeführt, um 
eine Erstb~rufsorientierung für spät ins Schulsystem einmündende Schü­
lerinneri und Schüler sicherzustellen. 

Lernen im digitalen und gl~balen Wandel 

Schneller als andere Schulformen werden Berufskollegs mit den Anforde­
rungen der Digitalisierung und des Lernens im digitalen Wandel konfron­
tiert. Daher sind bereits verschiedene Material~en entw~cke't worden, die 
digitale' Kompetenzen als integraler Bestandteil der beruflichen Hand­
lungskompetenzeh in den Fachklassen des dualen Systems fördern, 
(Handlungsempfehlung 140). Ein entsprechendes Fortbitdungskonzept ist 
geplant und wird zeitnah umg~setzt. Eine Erhöhung des Fortbildungsbud­
ge~s für Lehrkräfte an Berufskollegs ist ebenfalls geplant. 

Die Landesregierung unter$tützt die Mobilität von jungen Menschen und 
Wege' zu partnerschaftlicher Zusammenarbeit im europäischen Wirt­
schaftsraum (HE 137). Mit der Zertifizierung von Berufskollegs für ihre Ak­
tivitäten zur Internationalen Zusammenarbeit erhalten sie Anerkennung für 
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die Förderung der internationalen beruflichen Mobilität von Auszubilden-. 
den. 

Die Mobilität von Auszubildenden wird auch dadurch erhöht, dass die 
Landesregierung mit Geltung ab dem 1. Januar 2018 wieder Zuschüsse 
zum auswärtigen Blockunterricht gewährt. Dafür stehen in 2018 8,4 Millio- . 
nen Euro an Haushaltsmitteln zur Verfügung (Handlungsempfehlung 164). 

Weiterbildung mit "Bildüngsscheck NRW" 

Der stark gewachsenen Bedeutung der ben.~flichen Fort- und Weiterbil­
dung kommt der empfohlene und von der Landesregierung .angekündigte 
Ausbau des Förderprogramms "Bildungsscheck NRW'.' von jetzt fünf auf 
stufenweise 30 Millionen Euro pro Jahr nach (Handlungsempfehlung 159). 
Der Zugang wird auf Beschäftigte in kleinen und mittelgroßen Betrieben 
ausgeweitet, die Weiterbildungsbedarf.haben, aber auch auf Selbständige. 

5. Empfeh~ungen, die sich an die Bundesregierung richten. 

Zahlreiche Empfehlungen des Enqueteberichtes richten sich an die Bun­
desebene und die Bundesregierung. Landesregierung und H~ndwerksor­
ganisationen sind .bemüht, diese Forderung.en auf der 'Bundesebene ein­
zubringen, durch ·die Verzögerungen bei der Bildung einer Bundesregie­
rung konnten bisher jedoch keine Fortschritte erzielt werden. 

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung sieht einige Pu~kte vor, die 
dEm Handlungsempfehlungen entsprechen und daher begrüßt werden: 

Der Koalitionsvertragkündigt ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz an, das 
den st~igenden Bedarf an Fachkräften durch Erwerbsmigration neu und 
transparent regelt (Handlungsempfehlung 89, 124). Das Thema hat für die 
Landesregierung und Handwerksorganisationen eine sehr hohe Priorität. 

Das Thema Altersvorsorge von Selb$tän~ig'en und Beschäftigten ist eben­
falls ein Thema von großer Bedeutung und nahezu ausschließlicher Bun­
deszuständigkeit (Handlungsempfehlung 107 und 108). Wir begrüßen. da- . 
her, dass der Koalitionsvertrag Einbeziehung von Selbständigen in die' 
gesetzliche Rentenversicherung mit Opt-out-Lösung und Altersvorsorge­
pflicht vorsieht. Auch das seit 2018 geltende Betriebsrentenstärkungsge­
setz sieht für die Alterssicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mern Verbesserungen vor, die den Empfehlungen entsprechen. 

Der Koalitionsvertrag zwfschen CDU und SPD kündigt außC?rdem die Stär­
kung der dualen Berufsausbildung an. Er siebt einen Abbau finanzieller 
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Hürden beim Berufseinstieg durch das sog. "Aufstiegs-BAföG", sowie die 
Erstattung von bei der Meisterprüfung angefallenen Gebühren in Form 
eines "Meisterbonus" vor (Handlungsempfehlung 152). 

6. Zwischenbilanz 

Handwerk und Landesregierung sind sich darüber einig, dass mit den in 
diesem Text genannten un'd weiteren Maßnahmen die Bearbeitung der 
Handlungsempfehlu'ngen der Enquetekommission weit vora~ngesc~ritten 
,ist. Dieser Bericht konzentriert sich dabei beson'ders auf die ersten beiden . 
Gruppen von' Handlungsempfehlungen "Digitalisierung und technologi-:­
scher Wandel" und "Wettbewerb und Wirtschaftspolitik". 

Es bleibt unser Ziel, die, Handlungsempfehlungen möglichst vollständig 
umzusetzen, daher werden wir die geschaffenen Arbeitsstrukturen nutzen, 
um auch längerfristigere und langwierigere Veränderu~gsproz~sse anzu­
gehen. Damit sollef! die Fachkräfte im Handwerk - ob selbständig oder 
angestellt -: unterstützt und für die Anforderungen der digitalen Welt vorbe­
reitet werden. Gleichzeitig wollen wir das weltweit einmalige. System der 
dualen beruflichen Bildung' stärken und es der akademischen Bildung 
gleichstellen. 

Es ist unsere Absicht, dass in circa einem Jahr ein weiteres Spitzenge­
spräch stattfindet. Dann sollten die Handlungsempfehlungen zu den Be­
reichen Arbeitsmarkt und Berufsbildung stärker im Mittelpunkt stehen~ 

Diese Erklärung wird als_\t dem Landtag und der Öffentlichkeit, vor-

gelegt. / 

1 ',/h1/) 4' Q,cCJ2~ 
A dreas Pinkwart./,~' Andreas Ehlert ._--,,-

~ltL{ 
, Hans Hund 

/h ~ I !(I(k,--r~y k'( l ~a:ns-JOac~i!)ll Hering \ 

,5; <\R'~I~ 
Felix. Kendziora Reiner Nolten 
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